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ARBEITSGEMEINSCHAFT ALPENLÄNDER

COMUNITÀ DI LAVORO REGIONI ALPINE

Resolution der Mitgliedsländer der Arge Alp

zu den sozialen Dienstleistungen im Alpenraum
verabschiedet von der

38. Konferenz der Regierungschefs der Arge Alp vom 22.06.2007 in Bregenz

Die Mitgliedsländer der Arge Alp

begrüßen das Bestreben der Europäischen Kommission, die Frage, ob und wie das EU-Wettbewerbsrecht auf soziale Dienstleistungen von allgemeinem Interesse anzuwenden ist, zu klären. Seit dem Jahr 2003 ist die Kommission bemüht – zuerst mit dem Grün- und Weißbuch zu Dienstleistungen von allgemeinem Interesse, dann mit der Mitteilung zu sozialen Dienstleistungen von allgemeinem Interesse – , einen systematischen Ansatz zur Identifikation der sozialen Dienstleistungen zu entwickeln und den wettbewerbsrechtlichen Rahmen für diese zu bestimmen.

bedauern allerdings, dass bislang – auch wegen der umfangreichen und nicht immer kohärenten Rechtsprechung der Gerichte – für die Gestaltung der Modelle zur Erbringung und Finanzierung der sozialen Dienstleistungen von allgemeinem Interesse keine wirkliche Rechtsicherheit gegeben ist.

nehmen zur Kenntnis, dass die Europäische Kommission auf Grundlage der Er​gebnisse der im Jahr 2006 durchgeführten Anhörung und der von ihr vergebenen Studie laut Kommissions-Strategieplanung im Jahr 2008 einen Vorschlag zur Klärung der Anwendung des Gemeinschaftsrechts auf soziale Dienstleistungen von allgemeinen Interesse, gege​benenfalls mit EU-weiten Qualitätskriterien für diese, vorlegen will.

erinnern daran, dass die Arge Alp bereits mehrmals auf die Besonderheiten der Bereitstellung der Daseinsvorsorgeleistungen im Alpenraum hingewiesen hat. Von der 35. Konferenz der Regierungschefs wurden dazu im Jahr 2004 und von der 37. Konferenz der Regierungschefs im Jahr 2006 Resolutionen verabschiedet. In diesen werden die grundsätzlichen Probleme, die sich aus der Anwendung der EU-Wettbewerbsregelungen auf Dienstleistungen von allgemeinem Interesse ergeben und die besonderen Probleme der Daseinsvorsorge in abgelegenen und dünn besiedelten Berggebieten hervorgehoben. 
weisen darauf hin, dass die sozialen Dienstleistungen von allgemeinem Interesse spezifische Merkmale aufweisen, aufgrund derer sie sich von den anderen Da​seinsvorsorgeleistungen unterscheiden. Soziale Dienstleistungen reagieren auf gesell​schaftliche Defizite, die der Markt nicht in angemessener Weise abdecken kann. Sie funktionieren nach dem Prinzip der Solidarität und der sozialen Gerechtigkeit. Soziale Dienstleistungen müssen sich flexibel an ein ständig wandelndes Umfeld anpassen, da sie den Menschen mit seinen, Veränderungen unterworfenen, individuellen Bedürfnissen nach einer lebenswerten Existenz in den Mittelpunkt stellen. Sie verfolgen keinen Erwerbszweck, sind stark in lokalen und regionalen Traditionen verwurzelt und die Einbeziehung von Freiwilligen und ehrenamtlich tätigen Personen ist ein wesentliches Element ihrer Erbringung. Dieses gemeinnützige Engagement der lokalen und regionalen Gemeinschaft trägt dazu bei, den sozialen Zusammenhalt der Bevölkerung zu stärken und fördert die Bildung von Sozialkapital. Diese Besonderheiten rechtfertigen – zusätzlich zu den Spezifika des Alpenraums –, dass die Gesetze des Binnenmarktes bei den sozialen Dienstleistungen von allgemeinem Interesse nur eine untergeordnete Rolle spielen.

Die Mitgliedsländer der Arge Alp

bekräftigen, dass die Länder und Regionen entsprechend dem Grundsatz der Subsidiarität die sozialen Dienstleistungen von allgemeinem Interesse nach ihren eigenen Gebräuchen und Gepflogenheiten definieren, organisieren und finanzieren können müssen und fordern die europäischen Institutionen auf, diese Unterschiede in den Organisations-, Verwaltungs- und Finanzierungsmethoden zu respektieren.

unterstreichen, dass vor dem Hintergrund der unterschiedlichen regionalen und lokalen Organisationsformen und Verwaltungssysteme der sozialen Dienstleistungen von allgemeinem Interesse eine rechtliche Regelung mit europaweiten Vorgaben zu Qualitätskriterien für diese Dienstleistungen weder sinnvoll und zweckmäßig noch mit dem Grundsatz der Subsidiarität vereinbar ist und lehnen daher diesen von der Europäischen Kommission geplanten Vorschlag ab. 

sehen aber die Notwendigkeit, die für die Erbringung der sozialen Dienstleistungen von allgemeinem Interesse erforderliche Rechtssicherheit – besonders im Hinblick auf die Anwendbarkeit der EU-Binnenmarkt-, Wettbewerbs- und Beihilfenregelungen – herzustellen.

fordern daher, dass die Europäische Kommission in einer auslegenden Mitteilung klarstellt, unter welchen Bedingungen soziale Dienstleistungen von allgemeinem Interesse in Übereinstimmung mit dem EU-Wettbewerbs- und Beihilfenrecht erbracht werden können. Diese Klarstellung soll den Bedarf der Gerichte nach Auslegung der EU-Binnenmarkt-, Wettbewerbs- und Beihilfenregelungen im Zusammenhang mit sozialen Dienstleistungen auf ein Mindestmaß beschränken. Sie soll aber gleichzeitig keine Vorgaben zur Gestaltung der sozialen Dienstleistungen und damit keine Einschränkung des regionalen und lokalen Spiel​raums beinhalten.

fordern schließlich, dass dabei hervorgehoben werden soll, dass es sich auf Grund der besonderen Merkmale von sozialen Dienstleistungen bei diesen um keine wirtschaftlichen und somit um keine Tätigkeiten handelt, die den EU-Wettbewerbs- und den Beihilfenregelungen unterliegen. Der nicht-wirtschaftliche Charakter der sozialen Dienstleistungen von allgemeinem Interesse kommt besonders durch das notwendige Engagement ehrenamtlich tätiger Personen bzw. durch die Gemeinnützigkeit ihrer Erbringung und durch die Unfähigkeit des Marktes, bestimmten, an soziale Dienst​leistungen gestellte Anforderungen, wie der Förderung des sozialen Zusammenhalts und des Sozialkapitals, gerecht zu werden, zum Ausdruck.

